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r.*'.RechtssatzjDie Versäumung der Frist des § 27 Abs 1 Satz *4 ^

RLG vernichtet nicht die Ansprüche aus § 26 RLG'- * , *»
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Tatbestand:

Die Klägerin ist die Witwe und Alleinerbin des
am 15« August 1946 verstorbenen Kaufmanns Erich MflHbo v

Seitdem wurde diese Firma als offene Handelsgesell- 
• sohaft betrieben»

war eng befreundet mit dem Inhaber des

licher Menge» Dieses Lager war durch Vertrag vom 
3o« November 1938 mit Nachtrag vom 29«Dezember 1943______i__  i
der Kreditbank in H ^ m 0 z u r  Sicherung
übereignet worden» Gelegentlich einer Überprüfung des 
Kaufhauses TSjß entdeckten Beamte des Landeswirtschafts~ 
amts der Beklagten im Oktober 1946 die im Keller gela­
gerten Waren» Kod^.erklärte, dass diese Waren Eigen­
tum der Klägerin seien, und legte zwei Urkunden vom 
28« April 1945 vor, aus denen sich er£ab, dass er die­
se Waren an die Firma VftKF & F 0 B 0  verkauft hatte 
und dieser von der Firma K O 0 0 M  C4 0 0 M  Co» die Lager­
räume im Keller des Hauses Durchschnitt 27 in Unter­
miete Uberlassen waren»

Am 23« Oktober 1946 erhielt darauf die Klägerin - 
zwei an die Firma ihren Händen ge­
richtete Schreiben der Beklagten ausgehändigt, die fol-

Dieser war Inhaber der im Handelsregister eingetrage­
nen Fi und-Hermann In die
Firma s im September’1945 der
Kaufmann Wolfgang SchflHP als Teilhaber aufgenommen«

Kaufhauses E 9 ,  dem Kaufmann August Kofl^H» Die Ge­
schäftsräume des Kaufhauses £01 befanden, sich im Hau­
se Durchschnitt 27» Im Keller dieses Hauses lagerten 
Küchengeräte, Textilien und Geschenkartikel in erheb-

fr

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5

genden Wortlaut haben:
“Die bei Ihnen befindlichen Gesamtbestände an 
Haus- und Küchengeräten, Textilwaren, Werkzeu­
gen, Geschenkartikeln und sonstigen Bedarfsar­
tikeln nehme ich auf Grund.§ 15 Ziff 5 Reichs­
leistungsgesetz (RGBl I S 1645) in Anspruch»
Gleichzeitig ordne ich zur Sicherstellung der 
Leistung die Beschlagnahme nach § 25 RLG an."

"Es wird gebeten, die mit o.a. Bezug zur Abho­
lung gemeldeten, aus der Strafsache stammenden 
Gesamtbestände an Haus- und Küchengeräten, 
Textilwaren, Werkzeugen, Geschenkartikeln und 
sonstige Bedarfsartikel an Überbringer dieses 
für das Landeswirtschaftsamt Hamburg auszuhän­
digen« " -
( » «

Las zweite Schreiben trägt ausserdem folgenden 
Vermerks "Linseitig aufgeführte Waren empfangen." Da­
runter befinden sich zwei Unterschriften.

Die Waren wurden von der Beklagten,in Besitz ge­
nommen und durch Verkauf an die Bevölkerung verwertet«

In der Folgezeit wurde auf Grund einer Anzeige 
des Landeswirtschaftsamts der Beklagten ein Strafver­
fahren gegen den Kaufmann KoflV^.eingeleitet ( 11 Js 
182o5/46 B der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht ■ 
Hamburg). Mit Verfügung vom 14. Oktober 1948 nahm je-r 
doch der Oberstaatsanwalt von der Erhebung der öffent­
lichen Klage Abstand und übersandte die Akten der Be­
hörde für Wirtschaft und Verkehr der Beklagten zur Er­
ledigung im Ordnungsstrafverfahren. Gegen K o ^ D  wurde
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von der Beklagten ein Strafbescheid erlassen* Kc 
stellte Antrag auf gerichtliche Entscheidung. Eine 
Hauptverhandlung gegen K o p | ^  fand nicht statt« Viel­
mehr, wurde durch Beschluß des Landgerichts in Hamburg 
vom 16« Januar 195o das Verfahren gegen K o p | ^  auf 
Grund der Amnestie der Bundesregierung vom 31.«. De­
zember 1949 eingestellt. Bereits im August 1948 hat­
te die Beklagte den in DM umgestellten Erlös.für die 
Waren, der nach ihrer Behauptung insgesamt 46.573.85 HM 
betragen hatte, in Höhe von 4*389.- DM an die Nord­
deutsche Kreditbank und ih Höhe von 268.39 DM an Kop- 
B P  ausgezahlto

Die Klägerin ist der Ansicht, dass die Firma M p p R P  
& FJpppi wirksam Eigentum an dem Warenlager erworben 
habe. Von ihr sei es anlässlich des Eintritts des Sch#- 
BflP in die Firma M p p p p  & F P P P P  auf die Firma Her­
mann G B R P P  Übergegangen. Als Inhaberin dieser Firma 
sei die Klägerin nach dem Tode ihres Ehemannes Eigen­
tümerin der Waren geworden. Die mit Schreiben vom 
23. Oktober 1946 erfolgte Inanspruchnahme dieser Waren 
sei unwirksam, so dass die Beklagte zu Unrecht über sie 
verfügt habe. Die Beklagte sei daher verpflichtet, die 
Klägerin so zu stellen, als ob sie noch im.Besitz des 

Warenlagers wäre. Selbst wenn aber die Inanspruchnahme - 
zu Recht erfolgt sein sollte, könne die Klägerin eine_ . 
Vergütung in Höhe des vollen Wertes der'Waren verlangen, 
der weitaus höher gewesen sei als der erzielte Erlös.
Mit der Klage macht die Klägerin einen Teilbetrag ihres. 
Anspruchs in Höhe von 6.1oo.- DM geltend.

Die Beklagte hat bestritten, dass die Klägerin je­
mals das Eigentum an den Waren erlangt habe. Sie ist im 
übrigen der Ansicht, dass die Waren wirksam zur Verfügung 
erfasst und in zulässiger Weise verwertet worden seien.
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Das Landgericht hat die Klage abgewiesen« Die Be­
rufung der Klägerin gegen das Urteil des Landgerichts 
ist vom Oberlandesgericht zurückgewiesen worden«

Die Klägerin hat gegen dieses Urteil Revision 
eingelegt« Sie verfolgt ihren Klageanspruch weiter und 
begehrt die Verurteilung der Beklagten zur Zahlung von 
6.I00.- DM, hilfsweise Zurückverweisung der Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das Be­
rufungsgericht.

Die Beklagte bittet, um Zurückweisung der Revision.

Entseheidungsgrtinde:

Die Revision ist begründet.
1. Das Berufungsgericht hat nicht näher geprüft, ob 
die Klägerin vor der Inanspruchnahme vom 23. Oktober 
1946 Eigentümerin des Warenlagers gewesen ist, sondern 
es hat die Behauptung der Klägerin, aus denen sie ihr 
Eigentum an den Waren vor der Inanspruchnahme herlei- 
te.t, als schlüssig angesehen und zu Gunsten der Klä-’ 
gerin unterstellt, dass sie das Eigentum an den Waren 
erworben hatte. Dies ist aus Rechtsgründen nicht zu be­
anstanden. Da insoweit eine Nachprüfung der von den 
Parteien aufgestellten Behauptungen durch das Beru­
fungsgericht nicht erfolgt ist, hat der Senat bei sei­
ner Entscheidung ebenfalls davon auszugehen, dass die 
Klägerin Eigentümerin der Waren gewesen ist, die von 
den Beamten des Landeswirtschaftsamts der Beklagten 
aus dem Lager Durchschnitt 27 entnommen und in der in
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den Strafakten befindlichen Aufstellung als der Fir— 
,ma Hermann G ^ I B I  gehörig gekennzeichnet sind.
2. Hie Klägerin stützt ihren Anspruch in’ erster 
Linie auf die §§ 985, 99o, 987, 989 BGB. Ein Anspruch 
aus diesen Bestimmungen kann der Klägerin nur dann zu- 
stehen, wenn sie das Eigentum durch die Inanspruch­
nahme der Waren nicht verloren hat. Das Berufungsge­
richt hat in der Leistungsanforderung des Landeswirt.- 
schaftsamts der Beklagten vom 23.Oktober 1946 eine 
wirksame Inanspruchnahme zur Verfügung auf Grund des 
Reichsleistungsgesetzes erblickt und daher den Eigen­
tumsverlust der Klägerin bejaht. Die Revision wendet 
sich gegen diese Annahme des Berufungsgerichts. Sie 
hält die Inanspruchnahme wegen schwerer Verfahrensver- 
stösse und aus sachlichen Gründen für Unwirksam.

A) Der Revision ist darin zu folgen, dass ein Ver­
stoß gegen ausdrücklich vorgeschriebene zwingende Form- 
und Verfahrens Vorschriften,die die Inanspruchnahme ent­
haltende Verfügung vom 23. Oktober 1946 nichtig machen 
würde ( Jellinek, Verwaltungar echt 3. Avfl S 269;
Hornig MDR 1949,. 5o; .BGHZ 1, 146 ff / “'l5o/)ö Derarti- ■ 
ge Verstösse liegen jedoch hier entgegen der Ansicht 
der Revision nicht vor. . **
a) Die Revision erblickt einen Verfahrensverstoss 
darin, dass die Beklagte die Verfügung vom 23.Oktober 
1946 an die Firma zu Händen von Frau-
M 0 B P ,  gerichtet hat, obgleich nicht die Firma 
ft sondern - wie die Beklagte gewußt habe -
die Firma Hermann, C H I P .  Eigentümerin der Laren gewe­
sen sei. Da Frau iligBfc zwar alleinige Inhaberin der



Firma Herma ach mir Gesellschafterin
der Firma M gewesen sei, liege hier
eine wirksame Bekanntgabe aer Leistungsanforderung an
den Leistungspflichtigen nicht vor«'-

§23 RLG schreibt vor, dass die Inanspruchnahme 
sich an den Leistungspflichtigen zu richten hat« Lei­
stungspflichtiger im Sinne des § 15 BLG, auf den die 
Verfügung vom 23. Oktober 1946 Bezug nimmt, ist der Be 
sitzer der in Anspruch genommenen Sachen. Da 'die Klä­
gerin ausdrücklich vorgetragen hat, dass ihr verstor­
bener Ehemann den Besitz an den Sachen erlangt gehabt 
habe und dieser Besitz auf sie übergegangen-sei, be­
darf es hier keiner Stellungnahme zu der in Hecht? 
sprechung und Schrifttum streitigen Frage, ob die In­
anspruchnahme wirksam auch an den nicht oder nur mit­
telbar besitzenden Eigentümer erfolgen kann (vgl hier­
zu einerseits Hess VerwGH, VerwRspr 3, 536 Nr 118;
OVG Lüneburg DVerwBl 195o, 613 andererseits LVG Hanno­
ver ÖVerw 1949 238 C Nr«* 9, abweichend auch Linde- - 
mann DVerwBl 195o, 3oo). Es wäre daher hier auf alle- 
Fälle ausreichend gewesen, die Inanspruohnahmeverfü- 
gung an die Klägerin als Besitzerin und Eigentümerin
der Sachen zu richten. Die Verfügung vom 23. Oktober« *
1946 ist aber nicht an die Klägerin selbst, sondern 
an die Firma M p P H  & zu Händen der Klägerin,
gerichtet« Die Firma ft I 0 H  war zwar nach dem
Vortrag der Klägerin weder Besitzerin noch EigentÜme-

vor, der die Inanspruchnahme unwirksam machen könnte« 
Die Waren waren von Kd^pp, wie die Klägerin1 selbst

rin der Waren« Trotzdem liegt kein Verfahrensmangel



vor trägt, an die Firma H f l B B  & F f H M I  übertragen 
worden, deren alleiniger Inhaber damals der verstor­
bene Ehemann der Klägerin war. Diese Karen, die aller­
dings nach dem Vortrag der Klägerin später auf die 
ebenfalls dem verstorbenen Ehemann der Klägerin ge­
hörige Firma Hermann weiterübertragen worden
sind, sollten erkennbar jetzt in Anspruch genommen wer­
den. Die Inanspruchnahmeverfügung ist an die Klägerin, 
die nach ihrem eigenen Vortrag Besitzerin und* Eigen­
tümerin dieser Waren war, ausgehändigt worden. Sie hat 
auch keinerlei Zweifel daran gehabt, dass sich die Ver­
fügung auf diese Waren bezog und sie sich trotz der 
sachlich ungenauen Adressierung an die Klägerin selbst 
als Eigentümerin und Besitzerin der Waren richtete.
Sie war sich somit genau darüber im klaren, dass diese 
Leistung von ihr gefordert wurde. Die unrichtige Adres­
sierung der Verfügung stellt sich mithin nur als un­
schädliche falsche Bezeichnung des Empfängers dar. 
Maßgebend ist, dass sie an den wahren Empfänger, den 
sie tatsächlich zugehen sollte, ausgehändigt worden 
und von ihm auch richtig verstanden ist. Die unrich­
tige Adressierung der Verfügung kann daher ihre Nich­
tigkeit nicht begründen. Dementsprechend ist auch ohne 
Bedeutung, dass die weitere Verfügung vom 25. Oktober 
1946, mit der die Beklagte um Aushändigung der Waren 
bat, und auf Grund derer die Waren ihren Beamten'aus­
gehändigt wurden, ebenfalls an die Firma 
zu Händen der Klägerin, gerichtet war.
b) Einen weiteren Verfahrensmangel will die. Revi-* , <sion daraus herleiten,’dass die Klägerin kein Verzeich-
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nis der angeforderten Gegenstände erhalten habe» Sie 
hält die Inanspruchnahme eines umfangreichen Warenla­
gers in Bausch und Bogen ohne genaue listenraässige Er­
fassung für unzulässig»

Nach § 23 Abs 1 Satz 2 RIG muds die angeforderte 
Leistung genau bezeichnet sein. Es kann dahingestellt 
bleiben, ob ein Verstoss gegen diese Vorschrift die In­
anspruchnahme nichtig machen würde, denn entgegen der 
Ansicht der Revision ist dieser Bestimmung hier Genü­
ge geschehen» Aus der Verfügung vom 23»Oktober 1946 
ergibt sich, dass die Beklagte alle in dem Keller la* 
geraden Gegenstände hat in Anspruch nehmen wollen» Bie 
Verfügung gebraucht den Ausdruck *,Gesamtbeständen und 
bezeichnet die Gegenstände nach Gattungsbegriffen. Nach 
dem eigenen Vortrage der Klägerin und der in den Straf­
akten befindlichen Aufstellung haben sich aber nur sol­
che Gegenstände in dem Lagerraum befunden, die diesen 
Gattungsbegriffen unterzuordnen sind. Es war daher,wie 
das Berufungsgericht zutreffend angenommen hat, aus­
reichend klargestellt, welche Gegenstände tatsächlich 
in Anspruch genommen wurden« »
c) Die Revision rügt weiter, der Klägerin sei nicht 
mitgeteilt worden, ob die Gegenstände zur Verfügung 
oder nur zur Benutzung in Anspruch genommen seien« Der 
Revision ist zuzugeben, dass in der Verfügung vom 23» 
Oktober 1946 nicht ausdrücklich angegeben ist, ob die 
Inanspruchnahme zur Verfügung oder nur zur Benutzung 
erfolgen sollte. Würden hier Zweifel bestehen, ob die 
Inanspruchnahme zur Nutzung oder zur Verfügung erfol­
gen sollte, so wäre die Inanapruohnahmeverfügung we­
gen Unvollständigkeit unverständlich. Eine Verfügung ,



V \. welche die Forderung nicht nach allen wesentlichen 
* - Merkmalen fest begrenzt, kann der Behörde keine 
|. Rechte geben und für den Betroffenen keine Verpflich­
te'' tung zur Leistung schaffen« Eine solche Verfügung ist 

vielmehr nichtig» (Urteil des Senats vom 31. Januar
f- 1952 - III ZR 29/5o). Entscheidend ist somit, ob die « *

Verfügung vom 23. Oktober 1946 hinreichend klar er­
kennen läßt, was. für eine Inanspruchnahme - ob zur 
Verfügung oder nur. zur Nutzung - erfolgen sollte.

Bas Berufungsgericht hat angenommen, dass aus der 
Verfügung deutlich zu entnehmen gewesen sei, es sei 

* . eine Inanspruchnahme zu Eigentum erfolgt, und hat
hierzu ausgeführt: Soweit es sich um die Erfassung von 
Kraftfahrzeugen .handele, sei allerdings regelmässig

1 *
davon auszugehen, dass eine Erfassung zur Benutzung 
gewollt sei. Bie gleiche Auslegung könne aber nicht ■ 
in den Fällen Platz greifen, in denen es um die Ver­
wertung eines Warenlagers gehe. Ein Warenlager der Art,
wie es von der Klägerin unterhalten worden sei, habe « »» 1 t ■
den Bedürfnissen der Bedarfsstelle nur dann dienst­
bar gemacht werden können, wenn es alsbald dem nor­
malen Verkehr zur Verfügung gestellt wurde. Bie Erfas­
sung könne daher nur als eine Erfassung zu Eigentum . 
gewertet werden. * .

Biesen Erwägungen des Berufungsgerichts* ist Bei>»***
zutreten. Bei den Waren handelte es sich durchweg um 
Gegenstände des täglichen Bedarfs, die zum Verbrauch' 
bestimmt sind und üblicherweise käuflich zu Eigentum 
erworben, nicht aber gemietet werden. Bei der Inanspruch­
nahme derartiger Gegenstände kann aber kein Zweifel

1
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daran 'bestehen» dass sie zu Eigentum und nicht nur 
zur Benutzung verlangt werden (Vgl das erwähnte Ur­
teil des Senats vom 31« Januar 1952). Anders hat auch 
die Klägerin die Verfügung nicht auffassen können. Es 
war damals allgemein in der Öffentlichkeit bekannt, 
daß von den Bewirtschaftungsbehörden entdeckte Hor­
tungslager mit V/aren des täglichen Bedarfs durch Ver- 
äusserung dieser Waren an die Bevölkerung und nicht 
durch Überlassung des Gebrauchs verwertet wurden.
Eine Abgabe dieser Waren zu Eigentum war allein sinn­
voll, und es kann der Klägerin keinesfalls verborgen 
geblieben sein, dass auch hier die Verwertung der Wa­
ren von der Beklagten in dieser Weise beabsichtigt war.

Biese Büge ist somit ebenfalls unbegründet.
d) Berner macht die Hevision geltend, dass die Klä­
gerin keine Empfangsbescheinigung erhalten habe, die 
Gegenstände nie geschätzt worden seien und die Klägerin 
keine Vergütung bekommen habe, die Beklagte vielmehr 
den angeblichen Erlös der Waren an den Kaufmann Koh­
ler ausgezahlt habe.

Bie Bevision übersieht, dass sich a&f dem von der 
Klägerin in der Berufungsinstanz selbst überreichten . 
weiteren Schreiben der Beklagten vom 23«Oktober 1946, 
in dem die Klägerin gebeten wurde, die zur Abholung ge­
meldeten Gegenstände an den Überbringer des Schreibens 
für das Landeswirtschaftsamt der Beklagten auszuhändi­
gen, eine Empfangs^uittung befindet, die zwei offenbar. 
von Beamten oder Angestellten der Beklagten stammende.
Unterschriften trägt. Sie hat also entgegen dem Vor­
bringen der Bevision eine Eeistungsquittung erhalten,.
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die nach dem oben Ausgeführten ausreichend ist, o b ­
gleich in ihr die Gegenstände nicht im einzelnen auf­
geführt worden sind« Es kann daher dahingestellt bleic­
hen, ob das Unterlassen der Aushändigung einer Empfangs­
quittung überhaupt einen Verfahrensverstoss darstellen 
würde, der geeignet wäre, die Inanspruchnahmeverfü­
gung nichtig zu .machen«

Der Umstand, dass eine Entschädigung an die Klä­
gerin bisher nicht gezahlt worden ist, begründet eben­
falls keine Nichtigkeit der Verfügung vom 23« Oktober 
1946 (vgl das Urteil des Senats vom 15« November 1951 
- Ill ZE 21/51 BGHZ 4, Io ff ß z j ). Ebensowenig ist 
ersichtlich, wie eine Nichtigkeit der Verfügung daraus 
sollte hergeleitet werden können, dass die-Gegenstände 
nicht geschätzt sind und dass der Erlös aus der Ver­
wertung der Karen von der Beklagten an den Kaufmann 
K o ( H ^  oder zu seinen Gunsten an die Kre­
ditbank gezahlt ist«

B) Aus sachlichen Gründen hält die Revision die Ver­
fügung vom 23« Oktober 1946 deshalb für nichtig, weil 
kein Notstand Vorgelegen habe, der die Inanspruchnahme 
hätte rechtfertigen können, und weil die Inanspruch­
nahme willkürlich gewesen sei«
a) Der Revision ist darin beizustiipen, dass die Be­
klagte mangels Vorliegens eines öffentlichen Notstan­
des eine Inanspruchnahme hier überhaupt nicht hätte ans- 
sprechen dürfen« Bas Reichsleistungsgesetz gestattet, • 
wie schon seine Überschrift zeigt, nur die Inanspruch­
nahme von Leistungen für "Reichsaufgaben"• Es muß sei-, 
nem Ausnahme Charakter entsprechend eng ausgelegt wer-

>
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den (Wurtt-Bad VerwGH /Sfenat Karlsruhe? VerwRspr 1,
47 ff Z5°7 Nr 12* landesv erwal tungsgerieht Rhld-Pf 
VerwRspr 1, 291 ff /292? Nr 87), die Yfthrung eines 
öffentlichen Interesses ist keineswegs schon der Er-* 
füllung einer Reichsaufgabe gleichzusetzen (V/Ürtt- •
Bad VerwGH /Senat Karlsruhe? NJU 1949, 237 ff /2327 
Hr. 18)* In diesem Sinne sind vielmehr als Reichsauf­
gaben nur solche Maßnahmen anzusehen, die zur Besei­
tigung von Katastrophen und zur Bekämpfung besonderer 
öffentlicher Notstände dienen ( HambOVG MDR 1949,575 ff 
/5V6?)o Ob ein solcher öffentlicher Notstand vorliegt, 
ist unter Anlegung eines strengen Maßstabes zu prüfen 
(Urteil des Senats vom 6* Dezember 1951 - III ZR. 51/51; 
Württ-Bad VerwGH /Senat Stuttgart/ Ö Verw 1949, 315 ff 

316?) o Er ist nur dann zu bejahen, wenn er weite 
Schichten der Bevölkerung umfasst und die normalen 
Mittel der Verwaltung nicht ausreichen, um seiner Herr 
zu werden (BayVerwGH, VerwRspr 1, 4o7 ff / 4o8_?Nr .123) 
Dementsprechend ist in Rechtsprechung und Schrifttum 
nahezu einhellig der Standpunkt vertreten worden, daß 
eine weite Kreise der Bevölkerung umfassende Verknap­
pung lebenswichtiger Verbrauchsgüter noch keinen öffent 
liehen Notstand darstellt, dem mit den Mitteln des 
Reichsleistungsgesetzes abzuhelfen ist (vgl das er­
wähnte Urteil des Senats vom'6«Dezember 1951, ferner 
Landesverwaltungsgericht Rhld-Pf aaO; OLG Koblenz 
DVerw 1949, 63o Nr, 367; Landesverwaltungsgericht Han­
nover ö Verw 1949, 238 C Nr 6} Luetgebrunes Portbe-- 
Btand und Grenzen des Reibhsleistungsgesetzes in DVerw- 
1949, 121 f f / “122, 1237).
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Daraus, dass die Beklagte die Inanspruchnahme 
mangels Vorliegens eines Öffentlichen Notstandes hier 
zu Unrecht ausgesprochen hat, folgt nun zwar, dass der 
Verwaltungsakt nicht hätte ergehen dürfen, jedoch kann 
hieraus nicht der Schluß gezogen werden, dass die Ver­
fügung vom 23«Oktober 1946 einen nichtigen Verwaltungs­
akt dar stell to Vielmehr hat im Nahmen des Reichslei­
stungsgesetzes die irrtümliche Beurteilung des Vorlie­
gens eines Notstandes und der Erfüllung von Reichsauf­
gaben keine Nichtigkeit der Inanspruchnahme -zur Folge, 
da hierin nur ein Ermessensverstoss liegt, wie der Se­
nat in seinem bereits erwähnten Urteil vom 15«November 
1951 (BGHZ 4» Io ff 21 ff7) eingehend dargelegt hat« 
Der Umstand, dass das Landeswirtschaftsamt der Beklag­
ten hier einen öffentlichen Notstand zu Unrecht be­
jaht hat, kann daher nicht dazu führen, die Inanspruch­
nahme vom 23« Oktober 1946 als nichtig anzusehen.
b) Die Revision hält die Inanspruchnahme weiter des­
wegen 'für nichtig, weil sie-einen Willkürakt darstelle, 
der durch die ganzen Umstände nicht geboten gewesen 
sei. Hierzu trägt sie vor, es habe sich bei den in An­
spruch genommenen Waren mindestens zum Teil um Ge­
schenkartikel und andere damals nicht bewirtschaftete 
Waren gehandelt, und es sei nicht erkennbar, dass die­
se Gegenstände alsbald dem Verbrauch hätten zugeführt 
werden müssen« Ausserdem habe auch garnicht die Ge­
fahr bestanden, dass die Ware in der Hand der Klägerin 
dem normalen Verbrauch vor enthalten werden würde. 
Schliesslich habe die Verwertung der Waren durch die 
Beklagte offenbar sogar länger gedauert, als sie bei

F
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Veräusserung durch K o f l ^  oder die Klägerin gedauert 
haben würde* Diese von der Revision angeführten Um- 
stände, die im übrigen zum Teil mit den tatsächlichen 
Feststellungen des Berufungsgerichts nicht in Ein­
klang zu bringen sind, sind nicht geeignet, die Rich­
tigkeit der Inanspruchnahme zu begründen* V/ie der Se­
nat in dem erwähnten Urteil BGHZ 4» Io ff näher 
ausgeführt hat, ist ein Verwaltungsakt nur.bei «reiner 
Willkür« nichtig; eine solche «reine Willkür" liegt 
aber nur dann vor, wenn die Verwaltungsbehörde aus ganz 
unsachlichen Beweggründen oder ohne alle einschlägi­
gen Beweggründe einen Verwaltungsakt vorgenommen hat* 
Läßt sich die Maßnahme in irgend einer Hinsicht durch 
sachliche Erwägungen, rechtfertigen, so ist die Annahme 
einer Willkür ausgeschlossen ( BGHZ 2, 366 ff ̂ T67, 
3637).. Hier ist die Inanspruchnahme deshalb erfolgt, 
um die_in .dem Lager entdeckten Mangelwaren der Bevölke­
rung zuzuführen, die an diesen Gegenständen, auch so­
weit sie nicht bewirtschaftteb waren, einen dringenden 
Bedarf hatte. Dies war ein durchaus sachlicher Beweg­
grund. Br war auch einschlägig, denn Aufgabe des Lan­
deswirtschaf tsamts^ der Beklagten war die Versorgung 
der Bevölkerung mit verknappten Gütern des täglichen 
Bedarfs. Bei dieser Sachlage kommt die Annahme "rei­
ner Willkür" auf Seiten der Beklagten nicht in krage. 
Die von der Revision angestellten Erwägungen könnten 
höchstens dazu führen, einen Ermesserismißbrauoh der 
Beamten der Beklagten zu bejahen, sie sind jedoch nicht 
geeignet, die Nichtigkeit der Inanspruchnahme zu be­
gründen.



•)v- r
-  1 6 -

c) Die Revision will die Nichtigkeit der Inanspruch­
nahme der Waren ferner auch daraus herleiten» dass in 
Wahrheit eine strafprozessuale Beschlagnahme beabsich­
tigt gewesen sei und die Inanspruchnahme sich daher 
als ein Mißbrauch des Reichsleistungsgesetzes zu an­
deren Zwecken darstelle* Entgegen der Annahme der Re­
vision ist aus den Feststellungen des Berufungsge­
richts jedoch nicht zu entnehmen» .dass das Landeswirt­
schaftsamt der Beklagten eine strafprozeßrechtliche 
Beschlagnahme beabsichtigt gehabt hätte* Hierzu wäfe 
die Beklagte überhaupt nicht befugt gewesen, denn ge­
mäß § 98 StPO dürfen Beschlagnahmen nur durch den Rich­
ter und, bei Gefahr im Verzug, durch die Staatsanwalt­
schaft und ihre Hilfsbeamten angeordnet werden* Es be­
stehen aber keine Anhaltspunkte für die Annahme, dass 
die Beklagte davon ausgegangen wäre, sie sei auf Grund 
der Strafprozeßordnung zu einer Beschlagnahme von Wa­
ren berechtigt, und dass sie eine solche Beschlagnah­
me habe durchführen wollen* Selbst wenn die Beamten 
der Beklagten, die die Maßnahmen gegen die Klägerin 
und K o ^ B l  durchgeführt haben, zu Hilfsbeamten der 
Staatsanwaltschaft bestellt gewesen sein sollten, so 
dass sie als . solche die Möglichkeit gehabt hätten, 
bei Gefahr im Verzüge eine Beschlagnahme gemäß § 98 
StPO vorzunehmen, so ergibt doch hier der Wortlaut ' . 
der Verfügung vom 23. Oktober 1946 mit aller Klarheit, 
dass die Beklagte die Waren auf Grund des § 15 Nr 5 RLG 
in Anspruch genommen hat und ihr Wille nicht etwa da- •. • 
hin gegangen ist, sie als der Einziehung in dem Straf­
verfahren gegen KoflMp unterliegend zu beschlagnahmen«



Saran ändert auch nichts, dass in dem die Empfangs- 
Quittung enthaltenden Schreiben der Beklagten vom 
23. Oktober 1946 sich vorgedruckt das Wort «Straf~ 
Sache" befindet. Die Beklagte hat ein Formular verwen­
det, das sich auf die Aushändigung von in Strafver­
fahren beschlagnahmten Gegenständen bezog. Aus der 
Verwendung dieses auf den hier in Trage stehenden 
Sachverhalt nicht zugeschnittenen Formulars können je­
doch irgendwelche Schlüsse zu Ungunsten der Beklagten 
nicht gezogen werden. In dem von der Revision zur 
Stützung ihrer Ansicht weiter erwähnten Schreiben der 
Beklagten vom 12. Februar 1949».das allerdings inso­
weit wenig klar ist, findet sich die Wendung, d^ss die 
Waren " in Anspruch genommen " seien. Auch aus diesem 
Schreiben ergibt sich daher nicht, dass die Beklagte 
eine strafprozeßrechtliche Beschlagnahme hat vorneh­
men lassen. Demgegenüber ist es ohne Bedeutung, daß
der Oberstaatsanwälten Hamburg in seiner .Verfügung*
vom 2. August 1948 (Strafakten Bl 61) die Beklagte um 
Auskunft darüber ersucht hat, was aus den "beschlag­
nahmten Sachen" geworden ist, und dass diese Verfügung»die Bitte enthält, gegebenenfalls den Erlös der Gegen­
stände auf Bs-Eonto der Gerichtskasse zu überweisen. -* 
Diese Verfügung des Oberstaatsanwalts ist offenbar da­
rauf zurückzuführen, dass in dem Prüfungsbericht Nr 2o
- des Landeswirtschaf tsamts der Beklagten ungenau ange­
geben ist, es sei die sofortige Beschlagnahme der Vor­
gefundenen Waren und Übernahme durch die Asservaten-

- stelle des Landeswirtschaftsamts ausgesprochen und 
durchgeführt worden. Der Oberstaatsanwalt konnte ange-
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sichtB des unklaren Wortlauts dieses Berichts nicht 
wissen, dass das Landeswirtschaftsamt in Wahrheit die 
in Anspruchnahme der Waren zur Verfügung auf Grund 
des Reichsleistungsgesetzes angeordnet hatte. Maßge­
bend ist im übrigen aber nicht die Ansicht des Ober­
staatsanwalts und die Ansicht der Prüfer des Landes- 
wirtschaftsamts, sondern es kommt für die rechtliche 
Würdigung entscheidend darauf an, dass das Landeswirt- 
sohaftsamt der Beklagten tatsächlich durch die klare 
schriftliche Verfügung vom 23.Oktober 1946. die Inan­
spruchnahme der Waren auf Grund des Reichsleistungs­
gesetzes, und zwar, wie sich aus den Umständen er­
gibt, die Inanspruchnahme zu Eigentum, ausgesprochen, 
hat. Biese Inanspruchnahme war, wenn sie nach dem Aus­
geführten auch nicht hätte ergehen dürfen, doch nicht 
unwirksam. Sie hat daher zum Ei gen turns ver lus t der Klä­
gerin geführt, s.o dass die Klägerin Ansprüche aus 
§§ 983 ff BGB nicht geltend machen kann.
3. In zweiter Linie stützt die Klägerin ihren An­
spruch' auf Amtspflichtverletzung von Beamten oder Ange­
stellten der Beklagten.

a) Bie Revision rügt, dass das Berufungsgericht 
im Gegensatz zum Landgericht dieses selbständige An­
griffsmittel nicht beschieden und dadurch § 551 Nr 7 
ZPO verletzt habe.Biese Rüge geht fehl. Aus den Ent­
scheidungsgründen des angefochtenen .Urteils ergibt 
sich, dass das Berufungsgericht die Inanspruchnahme 
der Waren durch das Landeswirtschaftsamt der Beklag­
ten als .rechtmässig angesehen hat. Von dieser Annahme 
ausgehend hat daB Berufungsgericht in dem Urteil aus-
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geführt, die Klägerin sei nioht berechtigt, Ansprü­
che mit der Begründung gegen die Beklagte geltend zu 
machen, dass die Beamten der Beklagten zu Unrecht über 
das der Klägerin gehörende Warenlager verfügt hätten» 
Biese Ausführungen tragen vom Standpunkt des Beru­
fungsgerichts aus die Ablehnung eines auf Amtspflicht­
verletzung von Beamten und Angestellten der Beklag­
ten gestützten Schadensersatzanspruchs. Lag nämlich 
schon rein objektiv die Verletzung einer der Kläge­
rin gegenüber bestehenden Amtspflicht nicht vor, so 
entfiel damit ein Anspruch aus § 859 BGB und das Be­
rufungsgericht hatte daher keinen Anlass, zu diesem 
Klagegrund weitere Ausführungen zu machen. Entgegen 
der Ansicht der Revision enthält das angefochtene Ur­
teil daher die Gründe, die das Berufungsgericht zu-der 
Verneinung eines Anspruchs aus Amtspflichtverletzung 
veranlasst haben. Bas Berufungsgericht hat somit nicht 
gegen § 551 Nr 7 ZPO verstossen.

b) Ber Revision ist allerdings Zuzugeben,dass die 
Ausführungendes Berufungsgerichts insoweit, als sie 
die Verletzung einer der Klägerin gegenüber obliegen­
den Amtspflicht durch Beamte und Angestellte des Lan­
deswirtschaftsamts der Beklagten verneinen, aus sach­
lichen Gründen einer rechtlichen Prüfung nicht stand- 
halten können. Bie Inanspruchnahmeverfügung vom 25» 
Oktober 1946 ist zwar, wie ausgeführt, nicht nichtig. 
Bamit ist aber noch nicht die Frage entsohieden, ob 
eine Amtspflichtverletzung vorliegt, denn eine Amts­
pflichtverletzung kann auch dann gegeben sein, wenn 
der Verwaltungsakt als solcher wirksam ist und ledig­
lich Ermessensfehler begangen sind (Naumann BVerw 1949, 
189)» Hier ist ein anfechtbarer Verwaltungsakt in Ver-
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»
kennung der gesetzlichen Voraussetzungen erlassen wor­
den . In dem Erlass dieses Verwaltungsakts zum Nachteil 
der Klägerin kann objektiv die Verletzung einer Amts­
pflicht erblickt werden«

c) Aus dieser Amtspflichtverletzung kann die Klä­
gerin Ansprüche gegen die Beklagte jedoch deswegen 
nicht herleiten, weil den Beamten und Angestellten des 
Landeswirtschaftsamts der Beklagten ein Verschulden 
nicht zur Last fällt. Hier kam es auf die Entschei­
dung der Rechtsfrage an, ob die allgemeine Notlage 
des deutschen Volkes nach dem Verlust des zweiten Welt­
krieges einen öffentlichen Notstand darstellte, der die 
Anwendung des Reichsleistungsgesetzes rechtfertigte. 
Diese Rechtsfrage war in jener Zeit durch die Recht­
sprechung noch nicht geklärt und konnte als zweifel­
haft erscheinen. Die oben erwähnten Entscheidungen . 
der ordentlichen und Verwaltungsgerichte sind sämtlich 
erst in späterer Zeit ergangen. In jener Zeit wurde 
von den Verwaltungsbehörden noch ganz allgemein die 
Ansicht vertreten,dass die Bewirtschaftungsbehörden 
zu Maßnahmen auf Grund des Reichsleistungsgesetzes grei­
fen konnten, um gehortete Mangelwaren der danach hun­
gernden Bevölkerung zuzuführen. Ein Verschulden von 
Beamten und Angestellten der Beklagten kann daher 
nicht darin erblickt werden, dass sie die Inanspruch­
nahme der Waren zu Eigentum auf Grund des Reichslei­
stungsgesetzes verfügten und durchführten. Das gilt 
umso mehr, als sowohl das Landgericht ais auch das 
Oberlandesgericht die Inanspruchnahme vom 25• Oktober 
1946 als objektiv rechtmässig angesehen haben, Haben
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aber Kollegialgerichte die Handlung der Beamten für 
objektiv berechtigt gehalten, so ist im allgemeinen 
ein Verschulden der Beamten jedenfalls dann zu ver­
neinen, wenn es sich um die Entscheidung einer schwie­
rigen Rechtsfrage handelt (vgl Urteil des Senats vom 
28. Januar 1952 - III ZR 7/5o - mit weiteren Nach­
weisen) .Ein Verschulden der Beamten der Beklagten 
läßt sich auch nicht daraus herleiten, dass sie ausser 
bewirtschafteten auch nicht bewirtschaftete Karen in * 
Anspruch genommen haben, denn auch an diesen Karen be­
stand damals ein dringender Bedarf und die Beamten 

' konnten sich für berechtigt' halten, auch diese \7aren 
.auf Grund des-Reichsleistungsgesetzes in Anspruch zu 
nehmen. Hach Lage der Sache mußten sie die Befürch­
tung hegen, dass die Karen durch die Klägerin und K o M I  

. M P n i c h t  dem allgemeinen Verbrauch zugeführt werden 
würden, da sämtliche Waren nicht gemeldet waren und 
in dem Keller lagerten. Ein Verschulden der Beamten 
der Beklagten bei der Verwertung der Karen ist eben­
falls nicht dargetan. Damit entfällt ein auf den Er­
lass und die Durchführung der Verfügung vom 23.Okto­
ber 1946 gegründeter Anspruch aus Amtspflichtverlet- * 
*zung.

d) Die Revision erbliQkt weitere Amtspflichtver­
letzungen von Beamten und Angestellten der Beklagten 
darin, dass sie der Klägerin keine ordnungsmässige Lei­
stungsanforderung und Leistungsquittung ausgehändigt - 
hätten. Auch habe ein Hinweis darauf gefehlt, dass es 
sich um eine Enteignung nach dem Reichsleistungsgesetz 
gehandelt habe; die Klägerin habe auch kein Verzeich-
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nis der weggenommenen Sachen erhalten, so dass sie 
gehindert gewesen sei, Ihre Ansprüche anzumelden und 
weiter zu verfolgen« Schliesslich sei auch darin 
eine Amtspflichtverletzung zu erblicken, dass die 
Beklagte den Erlös schuldhaft unrichtig an Kehler 
ausgezahlt habe«

Entgegen der Ansicht der Revision ergeben diese . 
Umstände jedoch keine zum Schadensersatz verpflichten«; 
de Amtspflichtverletzung von Beamten oder Angestell­
ten des Landeswirtschaftsamts der Beklagten«

Wie ausgeführt, sind bei der Inanspruchnahme des 
Warenlagers *’ entgegen der Meinung der Revision • * 
keine zwingenden Form*’ und Verfahrensvorschriften ver­
letzt worden« Die Verfügung vom 23«Oktober 1946 nahm 
ausdrücklich auf § 15 Nr 5 BIG Bezug und konnte nach 
der ganzen Sachlage nur als Inanspruchnahme zu Eigen* > 
tum verstanden werden« Eine Quittung hat die Klägerin 
erhalten« Der Aushändigung einer genauen Aufstellung' 
der in Anspruch genommenen Sachen bedurfte es nach dem 
oben Ausgeführten nicht« Ausserdem ist sogar ein Ver*> 
zeichnis der Waren aufgestellt worden, wie die Straf'* 
akten ergeben, und es bestehen keine Anhaltspunkte für 
die Annahme, dass der Klägerin die Aushändigung oder 
Fertigung einer Abschrift des Verzeichnisses versagt 
worden wäre, wenn sie sich um eine solche Abschrift 
bemüht hätte« Sie hätte zudem, auch ohne eine solche 
Aufstellung erhalten zu haben, die ihr .auf Grund des 
Reichsleistungsgesetzes etwa zustehenden Ansprüche an*’ 
melden und geltend machen können« Durch die Auszah** 
lung des für die Waren erzielten Erlöses an K o ^ B  sind

r
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der Klägerin etwa zustehende Ansprüche gegen die Be ­
klagte nicht unt e rge gangen 0 Der Beklagten war bekannt, 
dass sowohl K a l s  auch die Klägerin auf dem Stand*« 
punkt standen, die Klägerin sei Eigentümerin der von 
der Beklagten inr Anspruch genommenen Waren gewesen«, ■ 
Unter diesen Umständen hätte die Beklagte nach § 26a 
RLG in Verbindung mit § 4 der 2« DVO zum Reichsleistungs* 
gesetz vom 31* März 1941 (RGBl I l8o) 'die gemäß § 26 
RLG geschuldete Vergütung zwar zugunsten der Klägerin 
und des Kaufmanns K o ( B )  unter Verzicht auf das Recht 
zur Rücknahme hinterlegen können, sie ist aber durch 
die Zahlung an und die Kreditbank
nicht frei geworden, falls die Klägerin Eigentümerin 
der Sachen und damit Berechtigte im Sinne des § 26a RLG 
gewesen ist« Trotz der Zahlung an KdiflP ist die Klä;. 
gerin daher nicht gehindert, die ihr etwa gegen die 
Beklagte zustehenden Ansprüche geltend zu machen« Der 
Gläubiger ist nicht befriedigt, wenn der Schuldner an 
einen Fälschen gezahlt hat, und verliert dadurch nicht 
seine Ansprüche« Es kann daher dahingestellt bleiben, 
ob eine Amtspflicht der Beamten' der Beklagten bestand, 
den Erlös an die Klägerin auszuzahlen« Sollte in der 
Auszahlung des Erlöses an K(4flP die Verletzung einer, 
der Klägerin gegenüber bestehenden Amtspflicht durch 
Beamte oder Angestellte des‘Landeswirtschaftsamts er*« 
blickt werden, so wäre jedenfalls hierdurch der Klä­
gerin kein Schaden entstanden, da sie durch diese Zahr« 
lung ihre ihr etwa gegen die Beklagte zustehenden An­
sprüche nicht verloren hat« ̂

Auch mit dieser Ri^e kann daher die Revision kei­
nen Erfolg haben; ein Anspruch aus § 839 BGB steht der 
Klägerin nicht zu«

t



4« Da somit Ansprüche aus Eigentum und aus Amts.« 
Pflichtverletzung entfallen, kann als Anspruchsgrund- 
lage für den von der Klägerin geltend gemachten A n ­
spruch nur § 26 RLG in Frage kommen, wie das Beru­
fungsgericht mit Recht angenommen hat« Das Berufungs­
gericht hat der Klägerin aber auch einen Anspruch aus.
§ 26 RLG versagt« Es nimmt zwar an, dass gemäß Art 14
Abs 3 Satz 4 GrundG für diesen Anspruch der ordentli- .

«
che Rechtsweg eröffnet sei, hält den Anspruch jedoch 
deswegen für unbegründet, weil die Klägerin ihn nicht 
rechtzeitig innerhalb der Monatsfrist des § 27 Abs 1 

. Satz 4 RLG angemeldet habe und ihr gegen die von ihr 
verschuldete Versäumung dieser Frist Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand nicht gewährt werden könne«

Dem Berufungsgericht ist darin beizutreten, dass 
für einen Anspruch auf Zahlung einer Vergütung oder 
Entschädigung gemäß § 26 RLG entgegenl§ 27 Abs 3Sata-4RLG seit 

Inkrafttreten des Grundgesetzes gemäß Art 14 Abs 3 Satz 4 
GrundG t • ;*r der Rechtsweg vor den ordentlichen.Ge- • ‘
richten gegeben ist (vgl BGHZ 4, Io ff 46.ff j ,68'.ft j$266 ff). 
Dabei ist ohne Belang, dass die Inanspruchnahme, die 
dem hier geltend gemachten Anspruch zugrunde liegt, . 
bereitB vor dem Inkrafttreten des Grundgesetzes er- 

. folgt ist.
Dagegen kann den weiteren Ausführungen des Be- 

lünifungsgerichts, die auf § 27 Abs 1 Satz 4 RLG ge­
stützt sind, nicht gefolgt werden. § 27 RLG regelt 
nach seiner Überschrift das Verfahren bei der Gel- 
teüdmachung von Ansprüchen aus § 26 RLG« Die hier ge­
gebenen Bestimmungen haben somit nur verfahrensrecht-
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liehe, nicht sachlich-rechtliche Bedeutung«. Die in 
§ 27 Ahs 1 Satz 4 RIG vorgesehene Monatsfrist, die 
nach Angabe von Naumann (DVerwBl 195o. 632) schon 
früher bei der Verwaltung nicht ganz ernst genommen 
worden zu sein scheint, hat daher entgegen dem Wort- 
laut dieser Vorschrift nicht die Bedeutung, dass die 
Nichteinhaltung dieser Frist zum Erlöschen des a r ­
teriellen Anspruchs führt, sondern.sie ist in Wahr­
heit nur eine Ausschlußfrist für die Ingangsetzung : 
des Verfahrens durch Stellung eines entsprechenden An­
trags (Schlempp--Lange, Reichsleistungsgesetz, 5«Aufl 
§ 27 Anm 7)« Hierfür spricht auch die durch § 27 c RIß 
gewährte Möglichkeit, gegen die Versäumung der Frist 
des § 27 Abs 1 Satz 4. RLG Wiedereinsetzung in den vori- 
gen Stand zu erhalten; die Wiedereinsetzung ist nach 
§ 9 der 2« Durchführungsverordnung zum Reichsleistungs- 
gesetz in allen Fällen unverschuldeter Fristversäumung 
zulässig, also unter wesentlich leichteren Vorausset­
zungen, als sie in der Zivilprozeßordnung (vgl § 233 
ZFO) und der Strafprozeßordnung (vgl § 44 StPO) vorge­
sehen sind« Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
ist nach der Systematik des deutschen Rechts ein rein* 
prozessualer Rechtsbeh'elf, sie wird gegeben, um der 
Versäumung gewisser verfahrensrechtlicher Fristen ihre 
Wirkung zu nehmen, ist aber ohne jeden Einfluss auf 
den sachlichen Bestand der geltend gemachten Ansprüche« 
Ist ein Schuldverhältnis materiell erloschen, so ist 
ein Wiederaufleben dieses Schuldverhältnisses durch 
Gewährung einer Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
begrifflich undenkbar, es, könnte höchstens eine Neu-
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begründung des Schuldverhältnisses erfolgen, für 
deren Annahme der Gesetzeswortlaut der die 'wieder" 
einsetzung regelnden Bestimmungen des Reichslei- 
stungsgesetzes und der 2« Durchführungsverordnung 
jedoch keinen Anhalt gibt« Vielmehr sprechen die 
ahgeführten Gründe überzeugend dafür, dass die Ver- • 
säumung der Frist des § 27 Abs 1 Satz 4 ELG nach dem 
Willen des Gesetzgebers nicht den materiellen Verlust 
des Anspruchs auf § 26 RLG zur Folge haben, sondern 
lediglich verfahrensrechtlich die Geltendmachung des 
Anspruchs nach Ablauf der Frist, sofern nicht Wieder*- 
einsetzung in den vorigen Stand gewährt wurde, aus- • . 
geschlossen sein sollte« *

Dieser verfahrensrechtliche Ausschluß der Gel­
tendmachung von Ansprüchen aus § 26 RLG hat aber nur 
für das in §§ 27 bis 27c RLG näher geregelte verwal» 
tungsmässige Verfahren auf Festsetzung einer Vergütung 
oder Entschädigung Bedeutung, nicht dagegen für das 
Verfahren vor den ordentlichen Gerichten, das im 
Reichsleistungsgesetz (§ 27 Abs 3 Satz 4) ausdrück" 
lieh ausgeschlossen war und, wie ausgeführt, erst 
seit Inkrafttreten des Grundgesetzes zulässig ist; 
denn es ist nicht angängig, eine in § 27 RLG gegebe- 
ne Verfahrensbestimmung, die mit den übrigen in den 
§§ 27 bis 27c RLG enthaltenen Verfahrensbestimmungen 
ein einheitliches Ganzes bildet, aus diesem Zusammen» 
hang herauszulösen und in dem Verfahren vor den pr- • 
dentlichen Gerichten für sich allein anzuwenden0 Es 
könnte vielmehr nur das Bedenken auftauchen, ob nicht 
überhaupt zunächst das in § 27 Abs 3 RÜG. vorgesehene
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besondere Verfahren vor den Verwaltungsbehörden 
durchgeführt werden muß, bevor der Rechtsweg vor 
den ordentlichen Gerichten beschritten werden kann*, 
Diese Frage ist aber von dem erkennenden Senat in 
dem bereits erwähnten Urteil BGHZ 4, Io ff / ß o ?  mit 
eingehender Begründung verneint worden<, Der Senat 
sieht auch nach nochmaliger Prüfung keine Veran• * 
lassung, von diesem Standpunkt abzugehen, dem sich 
in der Zwischenzeit der IV* Zivilsenat des Bundesge­
richtshofs in dem gleichfalls' bereits erwähnten Ur­
teil vom 20o Dezember 1951 (BGHZ 4$ 266 ff) ange~ 
schlossen hat, während der V*Zivilsenat in seinem 
ebenfalls angeführten Urteil vom 23oNovember 1951 
( BGHZ 4, 68 ff /^(jffldie Frage noch unentschieden 
gelassen hat* Der Ablauf der in § 27 Abs 1 Satz 4 
HltCr vorgesehenen Prist fir:'die Anmeldung des An­
spruchs schliesst daher eine Geltendmachung vor den 
ordentlichen Gerichten nicht aus «.Es bedarf deshalb 
hier keiner Prüfung, ob § 27 Abs 1 Satz 4 BIG mit 
Art 14 Abs 3 GrundG in Einklang steht oder eine unan­
gemessene Beschränkung des Anspruchs des Berechtigten 
auf Axisgleich des entstandenen Vermögensnachteils ent­
hält, was der Bayerische Verfassungsgerichtshof 
(VerwHspr 1, 125 ff /T5J7 Hr 41) hinsichtlich des Art 
14 Abs 3 GrundG entsprechenden Art 159 der Bayerischen 
Verfassung angenommen hat«
5« Entgegen der von der Beklagten in der mündlichen 
Verhandlung vor dem Senat vertretenen Ansicht ist der 
Anspruch der Klägerin aus § 26 BIG auch nicht als ver­
wirkt anzusehen,, Zwar hat die Klägerin nach der Inan—
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spruchnabme rund' drei Jahre gewartet, bis sie mit 
ihren Ansprüchen gegen die Beklagte hervorgetreten ist; 
dieser Umstand allein kann aber die Geltendmachung des 
Anspruchs nicht zu einer unzulässigen Rechtsausübung 
werden lassen« Die Annahme einer Verwirkung wäre viel­
mehr nur dann gerechtfertigt, wenn besondere Gründe 
vorliegen würden, die die verspätete Geltendmachung 
des Anspruchs als Verstoss gegen Treu und Glauben er­
scheinen lassen« Derartige Gründe sind jedoch hier 
nicht ersichtlich« Im Hinblick auf das gegen 
eingeleitete Strafverfahren, das zur Zeit der Klageei—  
hebung noch nicht beendet war und dessen Ausgang mög­
licherweise auch für den iAnspruch der Klägerin von Be­
deutung sein konnte, kann das Verhalten der Klägerin 
nicht dahin'verstanden werden, dass sie die Geltend­
machung ihres Anspruchs aufgegeben hat«
6« Da somit Ansprüche aus § 26. RLG entgegen der An­
nahme des Berufungsgerichts nicht erloschen sind und 
auch eine Verwirkung des Anspruchs nicht eingetreten 
ist, kann das angefochtene Urteil weder mit der vom 
Berufungsgericht gegebenen Begründung noch aus anderen 
Gründen aufrecht erhalten werden« Die Revision ist das­
her .begründet, so dass das angef ochtene Urteil aufge­
hoben werden.muß ( § 564 ZPO)« Gleichzeitig ist die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an 
das Berufungsgericht zurückzuverweisen (§ 565 ZPO)« 
Dieses wird nunmehr zu prüfen haben, .ob der Klägerin 
gegen die Beklagte Ansprüche aus § 26 RLG zustehen« 
Solche Ansprüche können hier nur dann gegeben sein, 
'wenn die Klägerin, vor der Inanspruchnahme der in dem
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besessen hat* Eigentümerin der Gegenstände ist die 
Klägerin jedoch nur dann gewesen, wenn ihr verstor > 
bener Ehemann als ihr Rechtsvorgänger das Eigentum an 
ihnen erworben hatte* Die Klägerin hat Tatsachen vor­
getragen, aus denen sie den Eigentumserwerb ihres Ehe­
mannes folgert, während die Beklagte diese Tatsachen 
bestritten.und Gegenbehauptungen aufgestellt hat* Bas 
Berufungsgericht wird diesen Behauptungen der Parteien 
nachzugehen und festzustellen haben, ob der verstor­
bene Ehemann der Klägerin das Eigentum an den Gegen­
ständen erworben hat und das Eigentum im T7ege der 
Rechtsnachfolge auf die Klägerin übergegangen ist*

Sollte die Klägerin Eigentümerin der Gegenstände 
gewesen sein, bevor sie von der Beklagten in Anspruch 
genommen worden sind, so würde ihr gemäß § 26 Abs 1 
Satz 1 RLG ein Anspruch auf Vergütung für die in An-. 
Spruch genommenen Gegenstände zustehen* Ein Fall des 
§ 26 Abs 1 Satz 2 RLG, der diesen Anspruch uusschlies- 
sen würde, liegt nicht vor0 In welcher Höhe der Klä­
gerin ein Vergütungsanspruch zustehen würde und ob sie 
ausserdem auch noch einen Anspruch auf Entschädigung 
gemäß § 26 Abs 3 RLG geltend machen könnte, wird ge­
gebenenfalls im weiteren Verlaufe des Verfahrens zu 
prüfen sein* Jedenfalls erscheint es nach dem Vor­
bringen der Klägerin nicht ausgeschlossen, dass sie, 
sofern sie Eigentümerin der Gegenstände gewesen ist, 
den eingeklagten Betrag von 6*1 oo*- DM in voller Höhe 
beanspruchen könnte«
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Das Urteil war daher seinem ganzen Umfang nach 
aufzuheben und die Sache zur neuen Verhandlung und 
Entscheidung an die Vorinstanz zurückzuverweisen; 
der auch die Entscheidung über die Kosten der Revi* • 
sion zu überlassen;war.

Dr« Delbrück Dr<,Pagendarm Dr«Kleinewefers
Dr, Gelhaar Bundesrichter Dr*Bock

ist durch Urlaub an 
der Unterschrift ver ­
hindert

Dr« Delbrück
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